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Gesetzentwurf der Landesregierung  
Gesetz zum Abkommen zur zweiten Änderung des  
Abkommens über das Deutsche Institut für Bautechnik  

  
A. Problem  

 

Gemäß europäischer Verordnung Nr. 765/2008 haben die Mitgliedstaaten ab  

1. Januar 2010 eine aktive (und anlassbezogene) Marktüberwachung von Bau-

produkten durchzuführen.  

Erfasst sind hiervon Bauprodukte, die gemäß harmonisierter technischer Spezifi-

kation zum Inverkehrbringen auf dem europäischen Binnenmarkt mit der CE-

Kennzeichnung zu versehen sind. Mit dem CE-Zeichen auf seinem Bauprodukt 

erzeugt der Hersteller das Vertrauen darin, dass die geltenden Anforderungen er-

füllt werden, insbesondere die deklarierten technischen Produkteigenschaften. 

Damit hierauf Verlass ist, bedarf es gemäß EU Verordnung auch staatlicher 

Überwachung des Marktes.  

 

In Deutschland sind die Länder hierfür zuständig. Obgleich es sich bei der Markt-

überwachung um eine dem Recht der Wirtschaft zugeordnete Aufgabe handelt, 

sind die Bauminister zuständig, da die Bauwerkssicherheit maßgeblich durch ord-

nungsgemäß hergestellte, CE - gekennzeichnete Bauprodukte und deren techni-

sche Eigenschaften beeinflusst wird. Dies bringt die Nähe zum Bauordnungs-

recht.  

Die Länder haben neben der anlassbezogenen eine aktive Marktüberwachung 

durchzuführen und das Marktüberwachungsprogramm der europäischen Kom-

mission vorzulegen. 

Die aktive Marktüberwachung sieht eine flächendeckende Überprüfung der Pro-

dukte im Handel vor mit dem Ziel, dass Produkte, die nicht vorschriftenkonform 

sind, vom Markt genommen werden. Auch hierüber ist der Kommission bzw. den 

Mitgliedstaaten zu berichten. Bei Produkten aus Drittstaaten ist der Zoll zuständig, 

mit dem eng zusammengearbeitet werden soll. 
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B. Lösung  

 

Um den Aufwand für die Länder gering zu halten, hat die Bauministerkonferenz 

zur Umsetzung der Marktüberwachung ein mehrstufiges Modell mit gemischt de-

zentraler/zentraler (Länder/Deutsches Institut für Bautechnik - DIBt -) Zuständig-

keit entwickelt. 

 

Aufgaben, die nicht zwingend in den Ländern ausgeführt werden müssen, die 

zentralisierbar sind und die länderübergreifend anfallen bzw. Koordinierungsauf-

gaben werden auf die gemeinsame Marktüberwachungsbehörde, das DIBt, über-

tragen.  

 

Eine effektive Marktüberwachung setzt erhebliches technisches Wissen voraus. 

Um den Aufwand der Länder so gering wie möglich zu halten und zur Umsetzung 

des Beschlusses der Bauministerkonferenz vom Oktober 2009 haben Gremien 

der Länder den als Anlage beigefügten Entwurf für die Änderung des DIBt-

Abkommens erarbeitet. Die Bauministerkonferenz hat auf ihrer Sitzung im Okto-

ber 2009 beschlossen, eine Koordinierung und weitgehende Bündelung der Auf-

gaben vorzusehen und diese beim Deutschen Institut für Bautechnik anzusiedeln. 

Hierfür ist eine Ergänzung des DIBt-Abkommens erforderlich. Im Land (Innenmi-

nisterium, Referat IV 27) verbleiben damit im Wesentlichen nur die Aufgaben, 

welche mit der Wahrnehmung hoheitlicher Rechte verbunden sind. Dies ermög-

licht ein effizientes Zusammenwirken der Marktüberwachungsbehörden, vermei-

det Doppelarbeit und führt zu einem sparsamen Einsatz der Personalressourcen 

und der Finanzmittel. 

Die Landesregierung hat der Änderung des Abkommens über das DIBt zuge-

stimmt. Der Innenminister wurde gleichzeitig ermächtigt, die Unterzeichnung vor-

zunehmen. Am 09.11.2010 wurde das Abkommen vom Innenminister unterzeich-

net. 

 

Mittlerweile haben alle Bundesländer das Abkommen unterzeichnet. Nunmehr ist 

noch die Zustimmung des Landtags erforderlich. 
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C. Alternativen  

 

Keine.  

 

 

D. Kosten und Verwaltungsaufwand 

 

Durch die Einleitung und Durchführung von Marktüberwachungsmaßnahmen wer-

den in den zuständigen Landesbehörden Personal- und Sachkosten entstehen, 

die von den Ländern zu tragen sind. Da die Länder zum Vollzug verpflichtet sind, 

sind diese Kosten unvermeidlich.  

Dem DIBt werden durch die Wahrnehmung der Koordinierungsaufgaben Personal- 

und Sachkosten entstehen. Daneben werden dem Institut notwendige Prüf- und 

Gutachterkosten entstehen, die zentral vom DIBt und gegebenenfalls nach Ab-

stimmung mit den obersten Bauaufsichtsbehörden den Ländern aufgegeben wer-

den. Die Möglichkeit der Übertragung der Prüf- und Gutachterkosten nach Ab-

stimmung mit den obersten Bauaufsichten der Länder ist eher theoretischer Art, 

da bisher noch nie von der Möglichkeit Gebrauch gemacht wurde.  

Die anteiligen Kosten des Landes Schleswig-Holstein für das DIBt sind im Titel 

0401-68505 (Anteil DIBt) für die Jahre 2011 und 2012 mit jeweils 195 T€ veran-

schlagt.  

Alle notwendigen Kosten werden aus dem Einzelplan des Innenministeriums, des 

jeweils verfügbaren Budgets I, getragen. 

 

 

E. Information des Landtages nach Artikel 22 der Landesverfassung in Verbin-

dung mit dem Parlamentsinformationsgesetz 

 

Der Präsident des Schleswig-Holsteinischen Landtages ist mit Schreiben vom  

8. September 2010 über den Gesetzentwurf unterrichtet worden.  

 

 

F. Federführung 

Innenministerium 
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Entwurf 

Gesetz zum Abkommen zur zweiten Änderung des Abkommens über 

das Deutsche Institut für Bautechnik (2. DIBt-Änderungsabkommen) 

vom 

Der Landtag hat das folgende Gesetz beschlossen: 

§ 1 

(1) Dem zwischen der Bundesrepublik Deutschland und den Ländern geschlos-

senem Abkommen zur zweiten Änderung des Abkommens über das Deutsche 

Institut für Bautechnik (2. DIBt-Änderungsabkommen) wird zugestimmt. 

(2) Das Abkommen zur zweiten Änderung des Abkommens über das Deutsche 

Institut für Bautechnik (2. DIBt-Änderungsabkommen) wird nachstehend veröf-

fentlicht. 

(3) Der Tag, an dem das Abkommen zur zweiten Änderung des Abkommens über 

das Deutsche Institut für Bautechnik (2. DIBt-Änderungsabkommen) in Kraft 

tritt, ist im Gesetz- und Verordnungsblatt für Schleswig-Holstein bekannt zu 

machen. 

§ 2 

§ 2 des Gesetzes über das Deutsche Institut für Bautechnik vom 29. Dezem-

ber 1992 (GVOBl. Schl.-H. 1993 S. 33), geändert durch Gesetz vom 6. Juni 

2007 (GVOBl. Schl.-H. S. 287), wird wie folgt geändert:  

1. Die Angabe „Artikel 2 Abs. 5“ wird durch die Angabe „Artikel 2 

Abs. 6“ ersetzt. 

2. Nummer 1 wird wie folgt geändert: 

a) Buchstabe a wird wie folgt geändert: 
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aa) Nach der Angabe „§ 11 Abs. 1“ wird die Angabe „Satz 1“ 

eingefügt. 

bb) Die Angabe „vom 10. August 1992 (BGBl. I S. 1495)“ wird 

durch die Angabe „in der Fassung der Bekanntmachung 

vom 28. April 1998 (BGBl. I S. 812), zuletzt geändert 

durch Gesetz vom 8. November 2011 (BGBl. I S. 2178, 

ber. 2012 S. 131)“ ersetzt. 

b) Buchstabe e wird gestrichen. 

3. In Nummer 3 wird das Wort „und“ durch ein Komma ersetzt. 

4. Nummer 4 wird wie folgt geändert: 

a) Die Worte „Richtlinien der Europäischen Gemeinschaften“ 

werden durch die Worte „Rechtsakte der Europäischen Union“ 

ersetzt. 

b) Nach der Angabe „dienen,“ wird das Wort „und“ angefügt. 

5. Folgende Nummer 5 wird angefügt: 

„5. über die Aufgaben der gemeinsamen Marktüberwachungsbe-

hörde nach Artikel 2 Abs. 2 des DIBt-Abkommens hinausgehende, 

weitere Aufgaben der Marktüberwachung nach Rechtsakten der 

Europäischen Union für harmonisierte Bauprodukte“ 
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§ 3 

Dieses Gesetz tritt am Tage nach seiner Verkündung in Kraft. 

 

Das vorstehende Gesetz wird hiermit ausgefertigt und ist zu verkünden. 

 

 

Kiel,             2012 

 

 

 

 

 

Torsten Albig       Andreas Breitner 

Ministerpräsident      Innenminister 
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Begründung: 

 

1. Allgemeines 

Zweck dieses Gesetzes ist es, die Zustimmung des Landtages zum Abkommen zur 

zweiten Änderung des Abkommens über das Deutsche Institut für Bautechnik 

(Staatsvertrag) zu bewirken, die nach Artikel 30 Abs. 2 der Landesverfassung not-

wendig ist. 

Das Abkommen zur zweiten Änderung des Abkommens über das Deutsche Institut 

für Bautechnik ist in einer eigenen Begründung erläutert.  

 

2. Zu den einzelnen Bestimmungen 

Zu § 1: 

§ 1 bewirkt die Zustimmung des Landtages zum Abkommen, das dadurch in schles-

wig-holsteinisches Landesrecht umgesetzt wird. 

§ 1 Abs. 3 regelt das Inkrafttreten des Abkommens.  

 

Zu § 2: 

Es werden in erster Linie redaktionelle Änderungen in das Gesetz aufgenommen. 

Die Verordnungsermächtigung an das Innenministerium betrifft nicht mehr die Auf-

zählung in Artikel 2 Abs. 5 des DIBt-Abkommens, sondern Artikel 2 Abs. 6.  

Gleichermaßen werden Änderungen im Gesetz über das Deutsche Institut für Bau-

technik nachvollzogen, um insoweit auch die Verordnungen der EU in die Verord-

nungsermächtigung mit einbezogen zu wissen. Andernfalls wäre eine Übertragung 

von Aufgaben aufgrund von EU-Verordnungen durch Verordnung des Innenministe-

riums nicht zulässig. 

 

Zu § 3: 

§ 3 bestimmt das Inkrafttreten des Zustimmungsgesetzes. Es tritt am Tage nach 

seiner Verkündung in Kraft. 

 






































